
Einfluß einer sozialistischen Schule heranwachsen, 
deren grundlegender gesellschaftlicher Auftrag darin 
besteht, in bestimmender Weise das auf dem V. Partei­
tag gestellte sozialistische Erziehungsziel zu verwirk­
lichen3. Diese Entwicklung zeigt, daß die Frage nach 
dem Alter für den Eintritt der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit Jugendlicher in einem engen und unlös­
baren Zusammenhang mit der Neuorientierung der 
sozialistischen Erziehung überhaupt steht und nicht zu 
trennen ist von der Forderung nach der umfassenden. 
Umwälzung auf allen Lebensgebieten.

Die sozialistische Umwälzung auf dem Gebiet der so­
zialistischen Erziehung setzt bekanntlich die aktive Mit­
arbeit der Werktätigen in Stadt und Land voraus. Der 
sozialistischen Jugendorganisation4, den Elternbeiräten 
und den betreffenden. Ständigen. Kommissionen, ins­
besondere der örtlichen Jugendschutzkommission, er­
wachsen dabei gleichermaßen neue Aufgaben, die bei 
der Schaffung der sozialistischen Schule uhd ihrer 
ideologischen, politischen und materiellen Vorausset­
zungen entstehen und zu lösen sind. In diesem Prozeß 
werden sie selbst aber reifen und Erfahrungen ge­
winnen, so daß sie in der Lage sein werden, zum 
aktiven Kampf gegen rechtsverletzende, disziplinlose 
Handlungen von Kindern und vierzehn- bzw. fünfzehn­
jährigen Jugendlichen herangezogen zu werden. Dieser 
Kampf kann natürlich nicht sporadisch, spontan und 
planlos erfolgen. Er muß von den dazu berufenen Or­
ganen der Staatsmacht, also von den Abteilungen Volks­
bildung, insbesondere von deren Referaten Jugendhilfe, 
organisiert und geleitet werden. Sie müssen daher bei 
dem grundsätzlichen Wegfall der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit der Jugendlichen dieser Altersgruppe 
durch eine sozialistische Arbeitsweise und gegebenen­
falls auch in anderer Beziehung, beispielsweise durch 
ihre gesetzlichen Befugnisse und durch ein diesen Be­
fugnissen entsprechendes Verfahren, in die Lage ver­
setzt werden, staatliche und gesellschaftliche Er­
ziehungsmaßnahmen gegen Rechtsverletzungen von 
Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren sinnvoll und 
mit maximaler erzieherischer Wirkung — über den ein­
zelnen Rechtsbrecher hinaus auf andere Kinder und 
Jugendliche — miteinander zu verbinden.

Der Vorschlag der StGB-Grundkommission geht daher 
von der optimistischen, durch die bisherigen Erfolge 
und durch das Tempo unserer Entwicklung erhärteten 
Erwartung aus, daß jeder Jugendliche bis zum 16. Le­
bensjahr unter dem unmittelbaren, allseitig die Per­
sönlichkeit entwickelnden Einfluß der sozialistischen 
Gesellschaft heranwachsen wird und damit die staat­
lichen und gesellschaftlichen Kräfte herangereift sind, 
rechtsverletzende Handlungen solcher Jugendlichen 
wirksamer, nachhaltiger iimd dauerhafter zu unter­
binden. In der Aussprache hierüber darf dieser wich­
tige Aspekt nicht untergehen, und man sollte sich 
darauf konzentrieren, die weiteren Schlußfolgerungen 
tatsächlicher und rechtlicher Art zu erörtern, die sich 
aus dem Gesetzesvorschlag für die Erziehungsarbeit im 
allgemeinen und für das Jugendrecht im besonderen 
ergeben. Deshalh haben M a n n s c h a t z  u n d  L u c k  
zu Recht darauf hingewiesen, daß es notwendig ist, die 
Jugendhilfe unter Teilnahme der Werktätigen zu einem 
solchen staatlichen Organ der Arbeiter-und-Bauern- 
Macht auszugestalten, das die sozialistische Erziehung 
der ihm anvertrauten Kinder und Jugendlichen garan­
tiert, weil eben die Ausarbeitung des sozialistischen 
Rechts die Arbeit der Jugendhilfe im Sinne einer so­
zialistischen Umgestaltung unmittelbar berührt5.

Es ist daher notwendig, daß sich alle Mitarbeiter der 
Abteilung Volksbildung bei den örtlichen Staatsorganen 
frühzeitig mit der sozialistischen Konzeption des kom­
menden Strafrechts vertraut machen, um ihre Arbeit
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und Aufgaben bei der Bekämpfung rechtsverletzender 
Verhaltensweisen bereits jetzt darauf zu orientieren.

Im Interesse des Schutzes unserer Ordnung und der 
Sicherheit der Bürger ist es aber unter den Bedingun­
gen des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus 
ausnahmsweise notwendig, besonders schwere Verbre­
chen Jugendlicher der Altersklassen von 14 und 15 Jah­
ren mit strafgerichtlichen Maßnahmen zu bekämpfen. 
Ein solcher Ausnahmefall ist nach der Auffassung der 
StGB-Grundkommission gegeben, wenn ein Jugend­
licher, der das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
unter den Voraussetzungen der Einsichts- und Bestim­
mungsfähigkeit ein Verbrechen gegen den Frieden, 
gegen die Deutsche Demokratische Republik, ein vor­
sätzliches Tötungsverbrechen, Raub, Vergewaltigung 
oder wiederholt schwere Verbrechen begeht. Der Schutz 
unserer Ordnung bei derartigen schwerwiegenden An­
griffen ist nur dann allseitig gewährleistet, wenn der 
jugendliche Täter strafgerichtlich zur Verantwortung ge­
zogen wird und seine Erziehung angesichts der Schwere 
der Tat und der damit offenbar gewordenen Fehlent­
wicklung zwangsweise vermittels der staatlichen Strafe 
erfolgt.

In der Aussprache innerhalb des in Berlin aus 
Richtern, Staatsanwälten, Mitarbeitern der Abteilung 
Volksbildung, Vertretern der Gewerkschaft, der FDJ 
und des DFD gebildeten Arbeitskreises, die zu diesem 
Gesetzgebungsvorschlag für die Regelung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit Jugendlicher stattfand, 
wurde der Vorschlag der Grundkommission grundsätz­
lich begrüßt. Von einigen Diskussionsteilnehmern wur­
den jedoch zwei Einwände vorgetragen: Einmal handele 
es sich nicht um eine Änderung des Strafmündigkeits­
alters und zum anderen sei es unzweckmäßig, die ge­
setzlich vorzusehende und notwendige Ausnahmerege­
lung katalogmäßig eindeutig zu bestimmen.

Zur Begründung des ersten Einwandes wurde aus­
geführt: Die Strafmündigkeit bedeute negativ gesehen, 
daß bis zu einem bestimmten Lebensalter gesetzlich 
unwiderlegbar die fehlende Einsichtsfähigkeit in die 
gesellschaftliche Gefährlichkeit und damit in die gesell­
schaftspolitische Bedeutung einer bestimmten gesetzlich 
verbotenen Verhaltensweise vermutet werde. Es gäbe 
hier nur ein Entweder—Oder, so daß es logisch un­
haltbar sei, von dem Eintritt der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit mit dem 16. Lebensjahr zu sprechen 
und dennoch die vierzehn- und fünfzehnjährigen Ju­
gendlichen bei bestimmten Verbrechen zur gerichtlichen 
Verantwortung zu ziehen.

Der zweite Einwand wurde damit begründet, daß die 
katalogmäßige Aufzählung bestimmter, die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit begründender Straftaten zu 
eng sei und den vielfältigen Erscheinungen des Lebens 
nicht gerecht werde. Statt dessen wurde vorgeschlagen, 
die gesetzliche Äusnahmeregelung in Gestalt einer 
Kann-Bestimmung allgemeiner zu fassen und es der 
Strafpolitik zu überlassen, ob bei besonders gefähr­
lichen Handlungen die strafrechtliche Verantwortlich­
keit begründet wird.,

Was ist zu diesen beiden Einwänden in dem jetzigen 
Stadium der — immer noch begrenzten — Aussprache 
zu sagen?

Der erste Einwand stützt sich im wesentlichen auf 
formal-logische Schein-Erwägungen und negiert die ge­
samte bisherige gesellschaftliche Praxis, die anschaulich 
und überzeugend, wenn auch mit unzulänglichen 
Mitteln und Möglichkeiten, die vorgeschlagene Rege­
lung in gewisser Hinsicht vorweggenommen hat. Er 
negiert aber weiterhin die großartige Perspektive, die 
die Partei der Arbeiterklasse der sozialistischen Er­
ziehung selbst gegeben hat, und übersieht, daß eine 
tiefgehende und erfolgversprechende Bekämpfung 
rechtsverletzender Verhaltensweisen, die sich nicht 
gegen die grundlegenden gesellschaftlichen Beziehungen 
richten, nicht mehr auf dem Wege straf gerichtlich zu ver­
hängender Erziehungsmaßnahmen zu erreichen ist. Die 
Überlegungen gehen abstrakt-theoretisch vom Begriff 
„Strafmündigkeit“ aus. Dabei handelt es sich nicht 
darum, zu prüfen, ob die begriffliche Reinheit abstrak­
ter juristischer Termini gewahrt ist, sondern es geht 
doch darum, ernsthaft zu prüfen, in welchem Umfang 
der staatliche Strafanspruch gegenüber den Jugend­
lichen geltend gemacht wird und ob nicht der allge-
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